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Gesetzesnovelle UWG, Preisauszeichnungsgesetz 
 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) nimmt zum oa Gesetzesentwurf wie folgt Stellung: 

 

Die Novellierung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) sowie des 

Preisauszeichnungsgesetzes (PrAG) sieht vor, das Abhängigkeitsverhältnis zwischen Bu-

chungsplattformen und Beherbergungsbetrieben einzudämmen.  

 

UWG 

In die Liste der jedenfalls als unlauter geltenden Geschäftspraktiken (sogenannte „schwarze 

Liste“) soll ein neuer Tatbestand aufgenommen werden, der festhält, dass das Verlangen 

von Bestpreisklauseln durch Buchungsplattformen gegenüber Beherbergungsbetrieben als 

aggressive und somit unzulässige Geschäftspraktik gilt. Darüber hinaus sollen derartige 

Vereinbarungen unwirksam sein.  

 

Demzufolge soll es Beherbergungsbetrieben gegenüber Buchungsplattformen nun freige-

stellt sein, auf anderen Vertriebswegen sowie auf der hoteleigenen Webseite günstigere 

Preise oder Konditionen anzubieten als auf einer entsprechenden Buchungsplattform.  

 

Die BAK begrüßt diese Maßnahme. Durch die Möglichkeit einer freien Preisgestaltung kön-

nen die Beherbergungsbetriebe dem Endkunden/der Endkundin günstigere Preise oder 

Konditionen anbieten. Darüber hinaus wird durch den Wegfall der wirtschaftlichen Abhängig-

keit von den Buchungsplattformen der Bewegungsspielraum der Beherbergungsbetriebe 

erhöht. Gerade für das in Österreich eher kleinstrukturierte Hotelleriegewerbe kann die No-

velle zu einer Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner regionaler Beherbergungsbetriebe 

im Vergleich zu internationalen Hotelketten führen.  
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PrAG 

 

In § 7 PrAG neu soll ebenfalls die Preissetzungsfreiheit der Beherbergungsbetriebe geregelt 

werden. Rechtsdogmatisch bleibt unklar, warum in der gegenständlichen Novelle diese Frei-

heit doppelt (nämlich im UWG und im PrAG) erfasst werden soll. Zweck des PrAG sind 

Preisinformationspflichten von Gewerbetreibenden gegenüber KonsumentInnen. 

 

Aus Konsumentensicht bleibt die Preistransparenz ein wichtiges Thema. Der Wegfall der 

Preisauszeichnung in den Zimmern selbst kann nach Ansicht der BAK wegfallen, wenn die 

Standardzimmerpreise im Eingangsbereich einsehbar zur Verfügung gestellt werden.  

  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Rudi Kaske       Maria Kubitschek 

Präsident       iV des Direktors 

fdRdA        fdRdA 
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